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TAGESORDNUNG 

 
für die  Sitzung  der Bezirksvertretung des Stadtbezirks Herne-Mitte am Dienstag, dem 
21.03.2017, 16:00 Uhr  
Sitzungsort: großer Sitzungssaal (Raum 312), Rathaus Herne 

Öffentlicher Teil 

 
 1. Bauliche Schutzmaßnahme und Erweiterung für das Shoah Mahnmal 
  
 2. Mitteilungen des Bezirksbürgermeisters und der Verwaltung 
  
Nichtöffentlicher Teil 

 
 1. Mitteilungen des Bezirksbürgermeisters und der Verwaltung 
  
Herne, 09.03.2017                             Der Bezirksbürgermeister: Brüggemann 
 
Weitere Informationen zu den Inhalten finden Sie im Ratsinformationssystem unter www.herne.de 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Öffentliche Bekanntmachung über die Veröffentlichung der Bodenrichtwerte 

Der Gutachterausschuss für Grundstückswerte in der Stadt Herne hat gem. § 196 
Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 11 der Verordnung über die 
Gutachterausschüsse für Grundstückswerte (GAVO NRW) in der zuletzt gültigen Fassung 
die Bodenrichtwerte 2017 zum Stichtag 01.01.2017 für das Stadtgebiet ermittelt und 
beschlossen. 
Die Bodenrichtwerte werden automatisiert im amtlichen Informationssystem 
BORISplus.NRW https://www.boris.nrw.de geführt und dargestellt. Darüber hinaus können 
die Bodenrichtwerte auch bei der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses, Richard- 
Wagner- Straße 10, Zimmer 222, während der normalen Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden. Telefonische Auskünfte können unter der Nummer 02323 16 4638 
eingeholt werden. 

Herne, den 22.02.2017                                                     Der Vorsitzende: Dipl. Ing.Hartmann 
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Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 
für die Wahl zum 19. Deutschen Bundestag am 24. September 2017 

 
Der Bundespräsident hat durch Anordnung vom 23. Januar 2017 den 24. September 2017 
als Wahltag für die Wahl zum 19. Deutschen Bundestag bestimmt. 
 
Gemäß § 19 Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 
1993 (BGBl. I S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Dreiundzwanzigsten 
Gesetzes zur Änderung des Bundeswahlgesetzes vom 3. Mai 2016 (BGBl. I S. 1062) in 
Verbindung mit § 32 der Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. April 2002 (BGBl. I S. 1376), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Zehnten 
Verordnung zur Änderung der Bundeswahlordnung vom 13. Mai 2013 (BGBl. I S. 1255), 
fordere ich hiermit auf, Kreiswahlvorschläge für die am 24. September 2017 stattfindende 
Wahl zum 19. Deutschen Bundestag im Wahlkreis 141 Herne – Bochum II einzureichen. 
 
 
Frist für die Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 

Die Kreiswahlvorschläge sind nach Möglichkeit frühzeitig vor dem 69. Tag vor der Wahl, 
spätestens jedoch bis Montag, den 17. Juli 2017, 18 Uhr (Ausschlussfrist) bei den von 
mir beauftragten Mitarbeiterinnen des Fachbereichs Stadtentwicklung, Team Wahlen, 
Westring 123, 44629 Herne, Zimmer 208, auf amtlichen Vordrucken einzureichen. 
 
Die amtlichen Vordrucke werden ab sofort auf Anforderung von der gleichen Dienststelle 
kostenlos ausgegeben. 
Bei der Anforderung von Formblättern für Unterstützungsunterschriften sind der 
Familienname, der Vorname und die Anschrift (Hauptwohnung) der vorzuschlagenden 
Bewerberin/des vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforderung der 
Nachweis erbracht, dass für die Bewerberin/der Bewerber im Melderegister eine 
Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 Bundesmeldegesetz eingetragen ist, wird anstelle der 
Anschrift (Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines 
Postfachs genügt nicht. 
Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlages, der den Kreiswahlvorschlag einreichen 
will, sind außerdem bei Parteien deren Namen und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben, da 
die genannten Angaben im Kopf der Formblätter vermerkt werden. 
An Parteien werden die Formblätter für Unterstützungsunterschriften jedoch erst dann 
ausgegeben, wenn die Aufstellung der Bewerberinnen/der Bewerber in einer Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung gemäß § 21 BWG in Verbindung mit § 34 Abs. 4 Ziffer 1 BWO erfolgt 
ist. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. 
 
Etwaige, die Gültigkeit der Kreiswahlvorschläge berührende Mängel, können nur rechtzeitig 
vor Ablauf der Einreichungsfrist (17. Juli 2017, 18 Uhr) behoben werden; deshalb wird um 
frühzeitige Einreichung der Kreiswahlvorschläge gebeten. 
 
 
Wahlvorschlagsrecht 

Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des § 20 BWG von 
Wahlberechtigten eingereicht werden (§ 18 Abs. 1 BWG). 
Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen (§ 18 Abs. 5 
BWG). 
 
Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht 
aufgrund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten 
vertreten waren, können als solche einen Kreiswahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 
spätestens am Montag, den 19. Juni 2017, bis 18 Uhr dem Bundeswahlleiter ihre Beteiligung 
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an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre 
Parteieigenschaft festgestellt hat (§ 18 Abs. 2 BWG). 
 
Die Kreiswahlvorschläge dieser Parteien müssen ferner von mindestens 200 
Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; die 
Wahlberechtigung der Unterzeichner muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein 
und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 BWG). 
Das Erfordernis von 200 Unterschriften gilt nicht für Kreiswahlvorschläge von Parteien 
nationaler Minderheiten (§ 20 Abs. 2 Satz 3 BWG). 
 
 
Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 

Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge sowie ggf. einzureichende Nachweise zur 
Feststellung der Parteieigenschaft bestimmen sich nach §§ 20 und 21 BWG in Verbindung 
mit § 34 BWO. 
 
Als Bewerberin/Bewerber kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer  

a) am Wahltag Deutsche/Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 
ist, das 18. Lebensjahr vollendet hat und nicht nach § 15 Abs. 2 BWG von der 
Wählbarkeit ausgeschlossen ist, 

b) als Bewerberin/Bewerber einer Partei nicht Mitglied einer anderen als der den 
Kreiswahlvorschlag einreichenden Partei ist und in einer Mitgliederversammlung zur 
Wahl einer Wahlkreisbewerberin/eines Wahlkreisbewerbers oder in einer besonderen 
oder allgemeinen Vertreterversammlung entsprechend den Bestimmungen des § 21 
BWG in geheimer Abstimmung hierzu gewählt worden ist, 

c) ihre/seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. 
 
Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen einer Bewerberin/eines Bewerbers enthalten. 
Jede Bewerberin/jeder Bewerber kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem 
Kreiswahlvorschlag benannt werden. 
 
Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO eingereicht werden. 
Er muss gemäß § 34 Abs. 1 BWO enthalten 

a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand, das Geburtsdatum, den 
Geburtsort und die Anschrift (Hauptwohnung) der Bewerberin/des Bewerbers, 

b) den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort (§ 20 Abs. 3 BWG). 

 
In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende 
Vertrauensperson bezeichnet werden (§ 22 BWG). Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die 
Person, die als erste unterzeichnet hat, als Vertrauensperson, und diejenige, die als zweite 
unterzeichnet hat, als stellvertretende Vertrauensperson. 
Soweit im Bundeswahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen 
zum Kreiswahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 
Die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson können durch schriftliche 
Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Kreiswahlvorschlages an den Kreiswahlleiter 
abberufen und durch andere ersetzt werden. 
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes des 
Landesverbandes, darunter die/der Vorsitzende oder ihre/seine Stellvertretung, persönlich 
und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei in Nordrhein-Westfalen keinen 
Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, so müssen die 
Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren 
Bereich der Wahlkreis liegt, dem Satz 1 entsprechend unterzeichnet sein. Die Unterschriften 
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des einreichenden Vorstands genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, 
dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche, dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der 
anderen beteiligten Vorstände vorliegt (§ 34 Abs. 2 BWO). 
 
Andere Kreiswahlvorschläge (Wählergruppen und Einzelbewerberinnen/Einzelbewerber) 
müssen von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein (§ 20 Abs. 3 BWG). Hierbei haben drei Unterzeichner ihre 
Unterschrift auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten. Die Wahlberechtigung der 
Unterzeichner muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung 
des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 BWG). 
 
Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so 
sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 zur BWO unter 
Beachtung des § 34 Abs. 4 BWO zu erbringen. Auf jedem Formblatt für eine 
Unterstützungsunterschrift kann nur eine Unterschrift geleistet werden. Die Formblätter 
werden auf Anforderung kostenfrei vom Kreiswahlleiter geliefert. 
Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert (nach dem Muster der Anlage 
14 zur BWO) eine Bescheinigung der Gemeindebehörde beizufügen, dass der Unterzeichner 
im Wahlkreis wahlberechtigt ist. Gesonderte Bescheinigungen des Wahlrechts sind vom 
Träger des Kreiswahlvorschlages bei der Einreichung des Kreiswahlvorschlages mit den 
Unterstützungsunterschriften zu verbinden. 
Eine Wahlberechtigte/ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen. 
Hat jemand mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist die Unterschrift auf allen 
weiteren Kreiswahlvorschlägen ungültig. 
 
Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen: 

a) die Erklärung der vorgeschlagenen Bewerberin/des vorgeschlagenen Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 15 zur BWO, dass sie/er ihrer/seiner Aufstellung zustimmt und 
für keinen anderen Wahlkreis ihre/seine Zustimmung zur Benennung als 
Bewerberin/Bewerber gegeben hat; bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien einschließlich 
der Versicherung an Eides statt, dass sie/er nicht Mitglied einer anderen als der den 
Wahlvorschlag einreichenden Partei ist, 

b) eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Muster der Anlage 16 
zur BWO, dass die vorgeschlagene Bewerberin/der vorgeschlagene Bewerber wählbar 
ist, 

c) bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der Niederschrift über die 
Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der die Bewerberin/der 
Bewerber aufgestellt worden ist, im Fall eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch 
eine Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, mit der nach § 21 
Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt; die Niederschrift soll 
nach dem Muster der Anlage 17 zur BWO gefertigt, die Versicherung an Eides statt 
nach dem Muster der Anlage 18 zur BWO abgegeben werden, 

d) die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des 
Wahlrechts der Unterzeichner, sofern der Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 
Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss. 

 
Die einzureichenden Unterlagen sind schriftlich vorzulegen (§ 19 BWG). 
Die Schriftform ist dann gegeben, wenn die einzureichenden Unterlagen persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sind und beim zuständigen Wahlorgan im Original vorliegen. 
Die Schriftform ist durch E-Mail oder Telefax nicht gewahrt. 
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Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschlägen und Beseitigung von Mängeln 

Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht über 
seine Zulassung entschieden ist. 
Ein von mindestens 200 Wahlberechtigten unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch 
von der Mehrheit der Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich und handschriftlich 
vollzogene Erklärung zurückgenommen werden (§ 23 BWG). 
 
Ein Kreiswahlvorschlag kann nach Ablauf der Einreichungsfrist nur durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson und 
nur dann geändert werden, wenn die Bewerberin/der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit 
verliert. Das Verfahren nach § 21 BWG braucht nicht eingehalten zu werden, der 
Unterschriften nach § 20 Abs. 2 und 3 BWG bedarf es nicht. 
Nach der Entscheidung über die Zulassung des Kreiswahlvorschlages ist jede Änderung 
ausgeschlossen (§ 24 BWG). 
 
Die Kreiswahlvorschläge werden sofort nach Eingang geprüft, ob sie allen Voraussetzungen 
des Bundeswahlgesetzes und der Bundeswahlordnung entsprechen oder ob sie Mängel 
aufweisen. 
Werden Mängel festgestellt, so wird die Vertrauensperson unverzüglich aufgefordert, die 
Mängel rechtzeitig zu beseitigen. 
Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an sich gültiger 
Kreiswahlvorschläge behoben werden (§ 25 BWG). 
 
 
Zulassung der Kreiswahlvorschläge 

Über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge entscheidet der Kreiswahlausschuss am 
Freitag, den 28. Juli 2017 (58. Tag vor der Wahl - § 26 Abs. 1 BWG) in öffentlicher Sitzung.  
 
Herne, 9. März 2017 
 
Der Kreiswahlleiter:   Dr. Frank Dudda, Oberbürgermeister 

 
 
 
 
 

Ordnungsbehördliche Verordnung zur Änderung der Ordnungsbehördlichen 
Verordnung über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung  
im Stadtgebiet Herne – Ordnungsbehördliche Straßenverordnung – vom 21.12.2005 
 
 
Aufgrund der §§ 1, 27 und 31 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der 
Ordnungsbehörden – Ordnungsbehördengesetz (OBG) – in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13.05.1980 (GV NRW S. 528), zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 02.10.2014 (GV NRW S. 622), wird von der Stadt Herne als örtliche 
Ordnungsbehörde auf Beschluss des Rates der Stadt vom 28.02.2017 für das Gebiet der 
Stadt Herne folgende Ordnungsbehördliche Verordnung erlassen: 
 

Artikel 1 
 
Die Ordnungsbehördliche Verordnung über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung im Stadtgebiet Herne – Ordnungsbehördliche Straßenverordnung – vom 
21.12.2005 in der Fassung vom 08.07.2016 wird wie folgt geändert: 
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Neu hinzugefügt: 
§ 12 a 

Kastrations- und Kennzeichnungspflicht für Freigängerkatzen 
 

1. Katzenhalterinnen und Katzenhalter, welche ihrer Katze bzw. ihrem Kater Zugang ins 
Freie gewähren, haben diese/n zuvor von einem Tierarzt bzw. einer Tierärztin kastrieren 
und mittels Mikrochip kennzeichnen zu lassen. Die per Mikrochip gekennzeichneten Tiere 
sind in einer hierfür geeigneten Datenbank einer überregional tätigen Tierschutz-
organisation (z. B. Tasso e.V., Deutscher Tierschutzbund o. Ä.) zu registrieren.  

 
2. Absatz 1 gilt nicht für Katzen/Kater bis zur Vollendung des fünften Lebensmonats. 
 
3. Als Katzenhalterin oder Katzenhalter im vorstehenden Sinne gilt auch, wer freilaufenden 

Katzen regelmäßig Futter zur Verfügung stellt. 
 
4. Auf Antrag können im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Absätze 1 und 3 

zugelassen werden, wenn die Interessen der Katzenhalterin bzw. des Katzenhalters die 
durch diese Verordnung geschützten öffentlichen Interessen nicht nur geringfügig 
überwiegen. Dieses ist insbesondere der Fall, wenn berechtigtes Interesse der 
Katzenhalterin bzw. des Katzenhalters an der Fortpflanzung ihrer bzw. seiner Katze oder 
Katers besteht und eine Kontrolle und Versorgung der Nachzucht glaubhaft dargelegt 
wird. 

 
Artikel 2 

 
Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung zur Änderung der Ordnungsbehördlichen 
Verordnung über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im 
Stadtgebiet Herne wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gegen diese Verordnung kann nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung die Ver- 
letzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 
666) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV NRW S. 966) nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
  
b) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
  
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
  
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde (Stadt) vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

  
  
Herne, 02.03.2017 Der Oberbürgermeister: Dr. Frank Dudda 
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) 
 
Für Hira Gasi, letzte bekannte Anschrift: Buschkampstr. 14 , 44625 Herne, liegt beim 
Oberbürgermeister der Stadt Herne, Fachbereich Steuern und Zahlungsabwicklung, 
Freiligrathstraße 12, 44623 Herne, Raum 310, folgendes Schriftstück zur Abholung bereit:  
  
  
 Mahnung vom 17.02.2017 
 Vertragsgegenstandsnummer 5010900019171396 
 
 
Die Mahnung kann in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der Zeit 
von 8:30 bis 12:00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr, und am Freitag in der Zeit von 8:30 bis 
12:00 Uhr in Empfang genommen werden. 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) in der jeweils geltenden 
Fassung als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, 13.03.2017 

 
 
 
 

Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) 
 
Für Petre Dragnea, letzte bekannte Anschrift: Saarstr. 52 , 44627 Herne, liegt beim 
Oberbürgermeister der Stadt Herne, Fachbereich Steuern und Zahlungsabwicklung, 
Freiligrathstraße 12, 44623 Herne, Raum 310, folgendes Schriftstück zur Abholung bereit:  
  
  
 Mahnung vom 03.03.2017  
 Vertragsgegenstandsnummer 5031300024182592 
 
 
Die Mahnung kann in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der Zeit 
von 8:30 bis 12:00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr, und am Freitag in der Zeit von 8:30 bis 
12:00 Uhr in Empfang genommen werden. 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) in der jeweils geltenden 
Fassung als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, 14.03.2017 
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) 
 
Für Andrea Eberle und Guido Polaczyk, letzte bekannte Anschrift: An der Kreuzkirche 17 , 
44623 Herne, liegt beim Oberbürgermeister der Stadt Herne, Fachbereich Steuern und 
Zahlungsabwicklung, Freiligrathstraße 12, 44623 Herne, Raum 310, folgendes Schriftstück 
zur Abholung bereit:  
  
  
 Mahnung vom 03.03.2017  
 Vertragsgegenstandsnummer 5000600013599335 
 
 
Die Mahnung kann in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der Zeit 
von 8:30 bis 12:00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr, und am Freitag in der Zeit von 8:30 bis 
12:00 Uhr in Empfang genommen werden. 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) in der jeweils geltenden 
Fassung als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, 14.03.2017 

 
 
 
 

Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) 
 
Für Timo Blumenrath, letzte bekannte Anschrift: Uhlandstr. 56 , 44147 Dortmund, liegt beim 
Oberbürgermeister der Stadt Herne, Fachbereich Steuern und Zahlungsabwicklung, 
Freiligrathstraße 12, 44623 Herne, Raum 315, folgendes Schriftstück zur Abholung bereit:  
  
  
 Mahnung vom 03.03.2017 
 Vertragsgegenstandsnummer 50005000110365970001  
 
 
Die Mahnung kann in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der Zeit 
von 8:30 bis 12:00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr, und am Freitag in der Zeit von 8:30 bis 
12:00 Uhr in Empfang genommen werden. 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) in der jeweils geltenden 
Fassung als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, 15. März 2017 
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) 
 
Für Au-Ca MRO Rostock one GmbH, letzte bekannte Anschrift: Bahnhofstr. 85a , 44623 
Herne, liegt beim Oberbürgermeister der Stadt Herne, Fachbereich Steuern und 
Zahlungsabwicklung, Freiligrathstraße 12, 44623 Herne, Raum 315, folgendes Schriftstück 
zur Abholung bereit:  
  
           Mahnung vom 03.03.2017 
 Vertragsgegenstandsnummer 5000300013455295  
 
Die Mahnung kann in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der Zeit 
von 8:30 bis 12:00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr, und am Freitag in der Zeit von 8:30 bis 
12:00 Uhr in Empfang genommen werden. 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) in der jeweils geltenden 
Fassung als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, 15. März 2017 
 
 
 
Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) 
 
Für Adler Handel u. Immobilien Management GmbH, letzte bekannte Anschrift: Nordring 
85, 44787 Bochum, liegen beim Oberbürgermeister der Stadt Herne, Fachbereich Steuern 
und Zahlungsabwicklung, Freiligrathstraße 12, 44623 Herne, Raum 315, folgende 
Schriftstücke zur Abholung bereit:  
  
 Mahnungen vom 03.03.2017 
 Vertragsgegenstandsnummern  50005000110028380007  
      50005000110028380025 
      50005000110028380026 
      50005000110028380033 
      50005000110028380034 
      50005000110028380036 
      50005000110028380037 
      50005000110028380049 
      
Die Mahnungen können in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der 
Zeit von 8:30 bis 12:00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr, und am Freitag in der Zeit von 8:30 bis 
12:00 Uhr in Empfang genommen werden. 
 
Die Schriftstücke werden hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) in der jeweils geltenden 
Fassung als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, 15. März 2017 
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Öffentliche Zustellung 
 

 
Für Herrn Dorel Vasile, letzte bekannte Anschrift: Bielefelder Str. 38, 44652 Herne, liegt bei 
der Stadt Herne, Der Oberbürgermeister, Fachbereich Öffentliche Ordnung und Sport, 
Arbeitsgruppe Schwarzarbeit, Berliner Platz 9, 44623 Herne, Zimmer 2.43, 2.46,folgendes 
Schriftstück zur Abholung bereit: 
   
Bescheid vom 15.03.2017, Aktenzeichen 44/2-2-0077/15 
 
Der Bescheid kann in der vorgenannten Dienststelle - nach vorheriger Terminabsprache - 
abgeholt werden (� 02323 16-2258, -2260, -2032). 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 7. März 2006 (SGV. 
NRW. 2010) als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit 
der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, den 15.03.2017 
 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 
 
 
Für Herrn Cristian-Gabriel Pasol, letzte bekannte Anschrift: beu Eugen Stroe, Cranger Str. 
80, 44653 Herne, liegt bei der Stadt Herne, Der Oberbürgermeister, Fachbereich Öffentliche 
Ordnung und Sport, Arbeitsgruppe Schwarzarbeit, Berliner Platz 9, 44623 Herne, Zimmer 
2.43, 2.46, folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 
Bescheid vom 15.03.2017Aktenzeichen 44/2-2-0156/15 
 
Der Bescheid kann in der vorgenannten Dienststelle - nach vorheriger Terminabsprache - 
abgeholt werden (� 02323 16-2258, -2260, -2032). 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 7. März 2006 (SGV. 
NRW. 2010) als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit 
der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, den 15.03.2017 
 

 
 
 
 
 


